










30.04.2020

Muster für eine Betriebsvereinbarung 

Home Office 
Zwischen der X (nachfolgende „Arbeitgeber“ genannt) und dem Betriebsrat der X (nachfolgend „BR“ genannt) wird die folgende Betriebsvereinbarung „HomeOffice“ geschlossen:

1.) Präambel

Die Betriebspartner sind der gemeinsamen Auffassung, dass 
- kurzfristig eine unbürokratische Lösung zur Ermöglichung von „HomeOffice“ mit Blick auf die dynamischen Auswirkungen des sog. „Corona-Virus“ zur Wahrung der Fürsorgepflicht, zum Schutz der Beschäftigten und zur Aufrechterhaltung der Arbeitsabläufe geschaffen werden soll
- Home Office soweit möglich und sachgerecht als Organisationsform den Arbeitnehmern zur Verfügung gestellt wird.

2.) Geltungsbereich

Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ( im Folgenden Arbeitnehmer) der X mit Ausnahme der leitenden Angestellten gem. § 5 III BetrVG.

3.) Befristung / Homeoffice / Weisungsrecht

Diese Vereinbarung tritt am ….. in Kraft und gilt befristet bis zum ……. 

Der Arbeitnehmer ist berechtigt, seine Tätigkeit von seinem Wohnsitz aus, das heißt in einer häuslichen Arbeitsstätte („Homeoffice), zu erbringen. Während seiner Arbeitszeit im Homeoffice hat der Arbeitnehmer seine Erreichbarkeit per Telefon und E-Mail zu gewährleisten. 

Das Weisungsrecht des Arbeitgebers bleibt – auch in Bezug auf den Arbeitsort – von der Gestattung, im Homeoffice tätig zu werden, unberührt.  

4. Einrichtung und Ausstattung des Homeoffice 

a.) Der Arbeitnehmer errichtet an seinem Wohnsitz ein Homeoffice, das den im Folgenden genannten Anforderungen entspricht, und hält dieses für die Dauer der Geltung dieser Regelungen vor. 

b.) Der Arbeitnehmer wird einen abschließbaren Büroraum und das notwendige Mobiliar des Büroraums zur Verfügung stellen. Soweit der Arbeitnehmer nicht sicherstellen kann, dass die jeweils geltenden Arbeitsschutzbestimmungen im Hinblick auf den zur Verfügung gestellten Büroraum wie auch im Hinblick auf das zur Verfügung gestellte Mobiliar eingehalten werden, wird er mit den Arbeitgeber klären, wie der Büroraum entsprechend eingerichtet werden kann. 

Es ist ausgeschlossen, dass die Arbeitnehmer ihre privaten technischen Geräte zur Arbeitsleistung nutzen. Die Arbeitnehmer können hierzu in keinem Fall angewiesen werden.

5.) Der Arbeitnehmer erhält vom Arbeitgeber folgende Arbeitsmittel kostenlos zur Verfügung gestellt: [Aufstellung Arbeitsmittel] _________________________. 


Die zur Verfügung gestellten Arbeitsmittel sind ausschließlich für betriebliche Zwecke zu verwenden. Eine Überlassung an Ditte, insbesondere Familienmitglieder und Mitbewohnern, ist untersagt. Der Arbeitnehmer darf ausschließlich die vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellte Software benutzen. Der Arbeitgeber kann die jederzeitige Rückgabe der Arbeitsmittel aus berechtigtem Anlass verlangen. Dies gilt insbesondere bei Austausch der Geräte, bei Kündigung oder bei der Freistellung von der Arbeit. 

Nur erforderlich bei Homeoffice mit Kundenverkehr: 

Handelt es sich bei dem Homeoffice um einen Raum in einer gemieteten Immobilie, so versichert der Arbeitnehmer, dass der Vermieter der von ihm angemieteten Räumlichkeiten mit der Nutzung als Arbeitsstätte einverstanden ist. 

6.) Grundsätze und Teilnahmevoraussetzungen und Teilnahmeverpflichtung

Unter Beibehaltung des Arbeitsplatzes, kann jeder Arbeitnehmer beim Arbeitgeber in Schriftform beantragen, im HomeOffice eingesetzt zu werden. Eine schriftliche Begründung ist sinnvoll. Der Arbeitgeber kann den Wunsch aus triftigen betrieblichen Gründen ablehnen. Dies liegt in der Regel vor, wenn für bestimmte Abteilungen/Bereiche eine Mindestzahl anwesender Arbeitnehmer festgelegt wird und die Mindestzahl unterschritten wird. Der Arbeitgeber hat hierbei die Interessen des Arbeitnehmers mit den betrieblichen Belangen abzuwägen. Die Versagung und die Aufstellung von Mindestbesetzungsplänen bedürfen der Zustimmung des Betriebsrates.

Antwortet der Arbeitgeber innerhalb von einem Monat nicht, gilt der Antrag als bewilligt.

Der Arbeitgeber kann mit Zustimmung des BR anordnen, dass alle, oder ein Teil der Arbeitnehmer aus dringenden betrieblichen Gründen (Gesundheitsschutz, unmittelbare Aufrechterhaltung der Produktion, Notfälle) im HomeOffice arbeiten müssen. Es gilt eine Ankündigungsfrist von mindestens 4 Tagen.

7.) Arbeitszeit

HomeOffice erfolgt im Rahmen der jeweils geltenden regelmäßigen täglichen und wöchentlichen Arbeitszeit. Die jeweils geltenden gesetzlichen, tariflichen und betrieblichen Regelungen, insbesondere zu Ruhezeiten und maximaler täglicher und wöchentlicher Arbeitszeit, sind einzuhalten. Die Arbeitnehmer verbleiben in ihrem derzeit gültigen Arbeitszeitmodell (z.B. ...) unabhängig vom Arbeitsort. 

Soweit für den Arbeitnehmer nicht genügend Arbeitsaufgaben zur Ausfüllung seiner vertraglichen täglichen Arbeitszeit zur Verfügung gestellt wird, kann der Arbeitnehmer durch elektronische Information ihren/seinen Vorgesetzte/n dies mitteilen. Er/Sie erhält dann ihren/seinen Lohnanspruch für den Rest der täglichen Arbeitszeit. 

Arbeitet der Arbeitnehmer in Gleitzeit, bestimmt sie/er selbst die täglich Arbeitszeit. 


Die Arbeitnehmer erfassen und dokumentieren ihre Arbeitszeiten. Bei online-Tätigkeit gelten die Log-in Daten als Arbeitszeiterfassung. Die durch elektronische Datenaustausch anfallenden Verbindungsdaten (z.B. Login-Daten) werden nicht für eine Leistungs- und Verhaltenskontrolle genutzt. 

Die Einsichtsmöglichkeit des Betriebsrats in die dokumentierten Arbeitszeiten ist nach Ablauf dieser Betriebsvereinbarung zu gewährleisten.

Die Arbeitnehmer stimmen ihre Erreichbarkeit während ihrer Arbeitszeit mit dem Vorgesetzten unter Berücksichtigung betrieblicher und privater Erfordernisse ab. 

Während der Teilnahme am HomeOffice, sind die teilnehmenden Arbeitnehmer nicht zur Teilnahme an etwaigen Präsenzmeetings am ursprünglichen Arbeitsort verpflichtet. Der Arbeitgeber soll die Möglichkeit der Teilnahme via Telepräsenz- und oder Telefonkonferenz sicherstellen. Eine verpflichtende Teilnahme an Präsensmeetings bedarf der Zustimmung des Betriebsrats. 

8.) Rechtsstellung der Beschäftigten 

Wegen der Teilnahme am HomeOffice darf der Beschäftigte in seinem beruflichen Fortkommen nicht benachteiligt werden. Die Beschäftigten sind in die Personalentwicklung des Arbeitgebers voll zu integrieren. Sie haben das Recht, über alle dienstlichen/betrieblichen Bildungsangebote vom Arbeitgeber unterrichtet zu werden und diese zu nutzen. 

Die im HomeOffice zu leistenden Aufgaben müssen inhaltlich identisch sein mit den bis zur Vereinbarung am HomeOffice wahrgenommenen Aufgaben. Andere Aufgaben dürfen nur mit Zustimmung des Betriebsrats übertragen werden und müssen inhaltlich gleichwertig mit den bisherigen Aufgaben sein. 

9.) Aufwendungsersatz

Für die Bereitstellung der Arbeitsmittel und die Einrichtung und Nutzung des Homeoffice sowie für den Verbrauch von Strom, Wasser und Heizung zahlt der Arbeitgeber auf Antrag eine monatliche Aufwandspauschale in Höhe der tatsächlich nachgewiesenen Kosten oder pauschal  40,00 € (ggf. anpassen) brutto. 

Wird kein Antrag gestellt, erhält der Arbeitnehmer einen Warengutschein im Wert von 44,00 EUR monatlich.

10. Datenschutz

Für die Beurteilung der Zulässigkeit der Verarbeitung gemäß Art. 6 Abs. 1 DS-GVO sowie für die Wahrung der Rechte der betroffenen Personen nach den Art. 12 bis 22 DS-GVO ist allein der Arbeitgeber verantwortlich. Es wird für die konkrete Auftragsverarbeitung ein dem Risiko für die Rechte und Freiheiten der von der Verarbeitung betroffenen natürlichen Personen angemessenes Schutzniveau gewährleistet. Dazu werden die Schutzziele von Art. 32 Abs. 1 DS-GVO, wie Vertraulichkeit, Integrität und Verfügbarkeit der Systeme und Dienste sowie deren Belastbarkeit in Bezug auf Art, Umfang, Umstände und Zweck 
8 der Verarbeitungen derart berücksichtigt, dass durch geeignete technische und organisatorische Abhilfemaßnahmen das Risiko auf Dauer eingedämmt wird


Vertraulichkeit und die Integrität sensibler Daten sind durch Arbeitgeber und ArbeitnehmerInnen während und anlässlich der mobilen Arbeit stets sicherzustellen.

a.) Alle arbeitsvertraglichen, kollektiven oder gesetzlichen Regelungen, die dem Datenschutz und der Datensicherheit dienen, gelten im Homeoffice gleichermaßen. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, alle notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, die geeignet sind, um die Einsicht, das Mithören und den Zugang Dritter auf Daten und Informationen des Arbeitgebers zu verhindern (IT, Bildschirm, Wort, Papier). Zu den Dritten zählen auch Familienangehörige,  Mitbewohner oder Besucher. Die Sicherheit der IT wird von der IT Abteilung überprüft und dokumentiert. 

b.) Zu diesem Zweck gelten insbesondere folgende Regelungen:
- es dürfen nur vom Arbeitgeber geprüfte Hardware und Software eingesetzt werden. Dies gilt auch für Meeting und Konferenz- Tools.

- Der Zugang zum Homeoffice ist durch ein geeignetes Schließsystem zu sichern. 
- Der Homeoffice-Arbeitsplatz soll sich in einem abschließbaren Raum befinden. 
- Die Verbindung zum Datennetzwerk des Arbeitgebers erfolgt ausschließlich über einen gesicherten Zugang (z.B. VPN-Zugang und/oder anderweitige Verschlüsselung). 
- Zugangsdaten (Passwort und ähnliches) dürfen nicht an Dritte weitergegeben werden oder diesen zugänglich sein. 

-  Dienstliche Dokumente sind, sofern sie nicht unmittelbar bearbeitet werden, stets unter Verschluss zu halten (verschließbarer Schrank/Container/ Aktentasche oder ähnliches). 

- Grundsätzlich werden die Daten nur auf dem zentralen Server des Arbeitgebers gespeichert. Das Speichern auf privaten Medien ist nicht erlaubt. Im Ausnahmefall steht ein Stick des Arbeitgebers zur Verfügung. Die Datenträger, die vom Auftraggeber stammen bzw. für den Auftraggeber genutzt werden, werden besonders gekennzeichnet.
- Dokumente und Datenträger müssen so transportiert werden, dass sie für Dritte nicht einsehbar sind. 

- Dienstliche E-Mails dürfen nicht auf private Accounts umgeleitet werden. 

- Der Arbeitnehmer ist nicht berechtigt, personenbezogene Daten des Arbeitgebers unter Nutzung privater Hard- oder Software zu verarbeiten. 

- Ausdrucke dürfen nur auf Firmendrucker erfolgen.

- soweit keine zentrale Datensicherung erfolgt, ist täglich eine Datensicherung durchzuführen

- Bei Sicherheitsvorfällen (auf Server lässt sich nichts speichern, Cloud defekt, Daten weg, Verstöße gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen, Verdacht auf Datenschutzverletzungen, Unregelmäßigkeiten bei der Verarbeitung personenbezogener Daten,...) ist unverzüglich die IT- Abteilung unter der Tel. Nr                 oder über die E-Mail Adresse                                                               zu informieren

-  Der Arbeitgeber sichert zu, dass er die bei der Durchführung der Arbeiten beschäftigten Mitarbeiter vor Aufnahme der Tätigkeit mit den für sie maßgebenden Bestimmungen des Datenschutzes vertraut macht und für die Zeit ihrer Tätigkeit wie auch nach Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses in geeigneter Weise zur Verschwiegenheit verpflichtet (Art. 28 Abs. 3 Satz 2 lit. b und Art. 29 DS-GVO).
- Der Schutz von Geschäftsgeheimnisse nach dem GeschGehG besteht weiter. 
Die nach § 1 b GeschGehG festgelegten Geheimhaltungsmaßnahmen sind weiterhin zu beachten
b.) Der Arbeitgeber ist berechtigt, vor Aufnahme der Homeoffice-Tätigkeit, sodann in regelmäßigen Abständen sowie jederzeit aus konkretem Anlass den Arbeitsplatz aufzusuchen und zu besichtigen. Ein konkreter Anlass liegt vor, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass der Arbeitsplatz im Homeoffice nicht den Anforderungen (z.B. in Bezug auf Arbeitsschutz und Datensicherheit) genügt, oder wenn aus dienstlichen Gründen wegen der zu erledigenden Tätigkeiten ein Zugang zu den Arbeitsmitteln im überwiegenden Interesse des Arbeitgebers steht (z.B. Zugang zu Akten, Unterlagen und Datenträgern durch Vorgesetzten oder im Vertretungsfall). 
Der Zugang wird, wenn nicht überwiegende Interessen des Arbeitnehmers an einem sofortigen oder kurzfristigen Zugang bestehen, mindestens 24 Stunden vorher angekündigt. Der Arbeitnehmer trägt Sorge, dass auch die mit ihm in einer häuslichen Gemeinschaft wohnenden Personen mit dieser Zugangsregelung einverstanden sind. 

11. Beendigung des HomeOffice

Der Arbeitnehmer ist berechtigt, die Aufhebung dieser befristeten Vereinbarung über die Tätigkeit in seiner häuslichen Arbeitsstätte jederzeit schriftlich mit einer Ankündigungsfrist von zwei Wochen von dem Arbeitgeber zu verlangen. 

Der Arbeitgeber kann die befristete Erlaubnis zur Tätigkeit im Homeoffice unter Berücksichtigung billigen Ermessens mit einer Frist von zwei Wochen schriftliche Erklärung gegenüber dem Arbeitnehmer widerrufen, wenn 

- die Einhaltung datenschutzrechtlicher Vorschriften nicht mit ausreichender Sicherheit gewährleistet ist, 

- die Kooperation mit anderen Arbeitnehmern, der Geschäftsführung oder Kunden beeinträchtigt wird, 

- die Aufrechterhaltung der Erlaubnis aus rechtlichen, technischen oder wirtschaftlichen Gründen einen unverhältnismäßig hohen Aufwand erfordert, 

- verhaltensbedingte oder personenbedingte Gründe auf Seiten des Arbeitnehmers die begründen oder 

- betriebliche Gründe gegenüber den Interessen des Arbeitnehmers an einer Tätigkeit im Home-Office überwiegen. 

Nach Abschluss des HomeOffice der Arbeitnehmer sämtliche in seinen Besitz gelangten Daten, Unterlagen und erstellte Verarbeitungs- oder Nutzungsergebnisse, die im Zusammenhang mit dem HomeOffice stehen, dem Arbeitgeber auszuhändigen oder wie folgt datenschutzgerecht zu löschen bzw. zu vernichten/vernichten zu lassen: Die Löschung bzw. Vernichtung ist dem Auftraggeber mit Datumsangabe schriftlich oder in einem dokumentierten elektronischen Format zu bestätigen
Der BR ist nach § 99 BetrVG zu beteiligen.

12. Personen- und Sachschäden

Der Arbeitgeber stellt den Arbeitnehmer auch im Rahmen des mobilen Arbeitens von Schadensersatzansprüchen Dritter frei, sofern und soweit das schadensursächliche Verhalten des Arbeitnehmers betrieblich veranlasst war und der Arbeitnehmer bzw. die in seinem/ihrem Haushalt lebenden Personen den Schaden weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verursacht haben. 

13. Schlussbestimmungen

Diese Betriebsvereinbarung tritt mit Wirkung zum xx.xx. 2020 in Kraft. Sie kann mit einer Frist von drei Kalendertagen schriftlich gekündigt werden und entfaltet, mit Ausnahme der Regelung unter IV, Abs. 3 Satz 6, keine Nachwirkung. 

Ort X, den xx.xx 2020

Für die X
Für den Betriebsrat




